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 5. Februar 2017 Neuss/Köln, 19. 
Januar 2017 

Als Konfliktexpert*innen zweier Mediationsverbände nehmen wir zu der Umsetzung des 
Berichtes der Kommission im Entwurf des StandAG-Fortentwicklungsgesetzes Stellung: 

1. Aufarbeitung der Fehler der Vergangenheit 

Für einen konstruktiven Umgang mit dem jahrzehntelangen Konflikt um die Lagerung von 
Atommüll fehlt eine ernsthafte Aufarbeitung der Fehler der Vergangenheit gemeinsam mit 
den Betroffenen und den Laien-Expert*innen der Anti-AKW-Bewegung. Eine ernsthafte 
Aufarbeitung der Erfahrungen aus der Vergangenheit hat bislang weder in der Kommission 
noch mit der Gesellschaft stattgefunden. 

Nötig sind:  

die Betrachtung der havarierten Lager Asse und Morsleben und der Fehler, die zur 
zeitnahen Havarie geführt haben, sowie einer Benennung der für diese Fehler 
Verantwortlichen, denn diese sind für künftige Expertisen kaum glaubwürdig. 

Aufarbeitung der Standortbenennung und der jahrzehntelangen politischen Konflikte 
um Gorleben – insbesondere mit den Betroffenen am Standort. 

Ohne diese Aufarbeitung hat sich der Standort Gorleben erwartungsgemäß als „Elefant am 
Kommissionstisch“ erwiesen: Als Beratende in Konflikten wissen wir, dass Tabuthemen 
explizit besprochen werden müssen, da sie sich sonst implizit Raum greifen und den 
Prozess blockieren, wie im Verlauf der Kommissionsarbeit z.B. bei der Benennung von 
Eignungskriterien. 
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Ohne einen konsensualen Umgang mit dem Standort Gorleben wird es jedoch bundesweit 
kein Vertrauen in die Standortsuche der nächsten Jahre und Jahrzehnte geben. Die 
Konflikte werden so weiter getragen in die kommende Standortsuche. 

Aus unserer Sicht braucht es eine zeitnahe Entwicklung und Anwendung von 
Formaten für die Aufarbeitung der konflikthaften Erfahrungen der Vergangenheit. 
Hierbei ist es unabdingbar, dass die Betroffenen dabei bereits das Verfahrensdesign 
mitbestimmen können. 

2. Ergebnisoffener Blick auf Lageroptionen 

Mit Ruhe und Zeit sowie unter Beteiligung der Öffentlichkeit – vor allem der erfahrenen und 
engagierten Öffentlichkeit – benötigt es dringend eine Abwägung alternativer Lageroptionen 
jenseits der tiefengeologischen Lagerung, um eine breite gesellschaftliche Debatte zum am 
wenigsten risikoreichen Umgang mit dem Atommüll zu gewährleisten. 

Dies wurde in der Kommission versäumt und stattdessen konsequent die tiefengeologische 
Lagerung verfolgt, obwohl eine breite Debatte bereits Jahre zuvor vom AKEnd und dann 
erneut in der Diskussion um das Standortauswahlgesetz wohlbegründet empfohlen worden 
war. 

Aus unserer Sicht braucht es zeitnah eine gesellschaftliche Debatte über alternative 
Lageroptionen. Nur wenn es danach einen breiten gesellschaftlichen Konsens gibt, 
dass der Weg der tiefengeologischen Endlagerung der bestmögliche ist, könnte 
dieser auch beschritten werden. 

3. Wirksame Beteiligung 

Die Kommission hat es – vielfach aus Zeitmangel - versäumt, frühzeitig Formate einer 
ergebniswirksamen Öffentlichkeitsbeteiligung zu installieren. Die gewählten Formate 
entsprachen der Beteiligungsstufe der Information und teilweise der Konsultation, jedoch 
ohne den notwendigen dialogischen Anteil, denn die Ergebnisse wurden nur mittelbar 
wieder in die Kommissionsarbeit zurückgeführt. Diese unterste Stufe der „Beteiligung“ wird 
der Bedeutung und Tiefe des gesellschaftlichen Konflikts nicht gerecht. 

Es bedarf zukünftig des Dialogs, bei dem nach kritischem Diskurs die Ergebnisse der 
Beteiligung nachvollziehbar und verbindlich im Sinne einer Mitwirkung in die Suche 
nach einer Lagerstätte einfließen. 

4. Die Beteiligungsrechte müssen erweitert werden zu Mitsprache auf Augenhöhe 

Die vorliegenden Gesetzentwürfe sehen lediglich Unterrichtung und einseitige Konsultation 
vor. Unseres Erachtens reichen die Rechte der betroffenen Regionen nicht aus. 



Bundesverband MEDIATION e.V., Vorstandsreferentin 
Astrid Pulter  ·  Karl-Arnold-Str. 52       63456 Hanau 

 

 

Förderverein Mediation im öffentlichen Bereich e.V. 

Bundesverband MEDIATION e.V. 

 

Seite 3 von 3  

 

 

  

 

a) Mitspracherechte der betroffenen Regionen 

Wir sehen Vetorechte für betroffene Regionen als konsensstiftend an: Nur wer das Recht 
hat, „nein“ zu sagen, kann auch in Freiheit „ja“ sagen. Vetorechte könnten hierbei ggf. 
beschränkt sein auf einen Rücksprung im Verfahren oder auf einen temporären Stopp der 
Standortauswahl. Dies gälte es im Vorfeld mit den betroffenen Regionen zu klären. 

b) Beteiligungstiefe 

Der AK End hat in einem langen Diskussionsprozess Beteiligungsrechte über Information 
und Anhörung am Ende des Verfahrens hinaus empfohlen. Die einseitige Top-Down-
Beteiligung analog der üblichen Erörterungsverfahren hat zur Entstehung und Stärke der 
gesellschaftlichen Konflikte um die Atomenergie geführt. Um einen anderen, gemeinwohl-
verträglichen Prozess der Standortsuche einzuleiten, braucht es nun substantielle Ände-
rungen: Transparente Abläufe, gesicherte Information und Akteneinsicht, Transparenz-
portale im Internet, Informationskampagnen, Bürgerforen vor Ort und vor allem Beteili-
gungsmöglichkeiten auf Augenhöhe. 
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